
  

 

Interpellation Nr. 66 (Oktober 2011) 

betreffend Gefährdung des Trinkwassers durch das AKW Leibstadt 
11.5240.01 

 

Gemäss Berichterstattung der Basler Zeitung vom 23. Juli 2011 wurde Ende Juni 2011 mit Bioziden versetztes 
Kühlwasser aus dem Atomkraftwerk Leibstadt in den Rhein abgegeben. Grund für die Belastung des Rheins war 
ein Befall des Kühlwassersystems im AKW Leibstadt durch Legionellenkeime. Dies machte eine Desinfektion des 
Kühlwassers notwendig. Am 28. Juni 2011 mischte die Kraftwerkbetreiberin 14 Tonnen Javelwasser und zwei 
Tage später 2.1 Tonnen des Biozids THPS ins Kühlwasser. Das behandelte Wasser wurde daraufhin in den 
Rhein abgeleitet. Die entsprechenden Bewilligungen hat offenbar das Eidgenössische 
Nuklearsicherheitsinspektorat (Ensi) erteilt. 

Gemäss dem Bericht der BaZ war das Ensi auch für die Information der Behörden und Wasserwerke in der 
Schweiz und in Deutschland verantwortlich. Die betroffenen Fachstellen und Wasserwerke rheinabwärts 
kritisierten in der Folge, dass sie zu spät oder gar nicht über die Belastung des Rheins durch Biozide informiert 
wurden. Neben dem Land Baden-Württemberg hat offenbar auch das deutsche Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit in Bern interveniert. 

Aus Angst vor einer Verschmutzung haben die Wasserwerke zwischen Basel und Köln die Entnahme von 
Flusswasser zur Trinkwasseraufbereitung während mehrerer Wochen eingestellt. Laut der Internationalen 
Arbeitsgemeinschaft der Wasserwerke im Rheingebiet (IAWR) wurde erst am 25. Juli 2011 wieder auf 
Normalbetrieb umgeschaltet. Die IAWR erachtet es als inakzeptabel, dass sie erst informiert wurde, als die 
Biozide bereits im Rhein waren. 

Auch die Industriellen Werke Basel (IWB) haben offenbar während einer Woche kein Wasser aus dem Rhein 
entnommen. Die IWB zeigten sich entsetzt über das Vorgehen und über die Tatsache, dass das behandelte 
Kühlwasser vor der Abgabe in den Rhein nicht gereinigt wurde. Zudem wurde kritisiert, dass das in Leibstadt 
eingesetzte Biozid THPS im Wasser kaum nachweisbar ist. 

Ebenfalls von den Vorfällen überrascht wurde die Hardwasser AG, die für einen Grossteil der Wasserversorgung 
der Stadt Basel zuständig ist. Auch hier erfuhr man viel zu spät von der Rheinwasserbelastung. Welche 
Massnahmen die Hardwasser AG getroffen hat, wurde in den Medien nicht kommuniziert. 

Die Interpellantin ersucht den Regierungsrat um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie stellt sich der Regierungsrat zu den geschilderten Vorkommnissen? 

2. Welche Massnahmen hat der Regierungsrat in diesem Zusammenhang getroffen? 

3. Die Verunreinigung von Trinkwasser stellt einen Straftatbestand gemäss Art. 234 des Schweizerischen 
Strafgesetzbuches dar. Ist der Regierungsrat bereit eine entsprechende strafrechtliche Untersuchung zu 
veranlassen? Falls nein, wieso nicht? 

4. Wieso haben die IWB und die Hardwasser AG die Bevölkerung im kritischen Zeitpunkt nicht über die 
Verunreinigung des Rheinwassers informiert? 

5. Hat die Hardwasser AG die Wasserentnahme aus dem Rhein im kritischen Zeitraum ebenfalls eingestellt? 
Wie ist die Gefahr zu beurteilen, dass es aufgrund einer solchen Massnahme zu einem Rückfluss von 
kontaminiertem Wasser aus den Muttenzer Deponien kommt? 

Tanja Soland 

 

 


